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______________________________________________________________________

Landeshauptstadt Hannover  - 18.62.07 -  Datum 05.03.2017

PROTOKOLL

2. Sitzung des Stadtbezirksrates Südstadt-Bult am Mittwoch, 14. Dezember 2016, 
Athanasiushaus, Böhmerstraße 8, (Untergeschoss) 30173 Hannover

Beginn 18.00 Uhr
Ende 20.45 Uhr

______________________________________________________________________

Anwesend:

    (verhindert waren) 

Bezirksbürgermeister Pollähne (SPD)
Stellv. Bezirksbürgermeister Meese        (Bündnis 90/Die Grünen)
Bezikrsratsfrau Adolph (SPD)
Bezikrsratsfrau Dr. Behmann (Bündnis 90/ Die Grünen)
Bezikrsratsfrau Büsel (SPD)
Bezikrsratsherr Gertz (SPD)
Bezirksratsherr Hauptstein (AfD)
Bezikrsratsfrau Hintz-Oppelt (Bündnis 90/Die Grünen)
Bezikrsratsherr Jeng (CDU) 18.15 - 20.45 Uhr
Bezirksratsherr Kluck (Bündnis 90/Die Grünen)
Bezirksratsfrau Krüger-Pöppelwiehe       (CDU)
Bezirksratsherr Küßner (CDU)
Bezikrsratsherr Nagel (SPD)
Bezikrsratsherr Niculescu (CDU)
Bezirksratsfrau Reimer (SPD)
Bezirksratsherr Schmitz-Justen (SPD)
Bezirksratsherr Scholz (CDU)
Bezirksratsherr Siekermann (FDP)
Bezirksratsherr Van Egmond (AfD)
Bezikrsratsherr Weinem (Piratenpartei)
Bezirksratsherr Zingler (DIE LINKE.) 18.00 - 19.00 Uhr

Beratende Mitglieder:
Ratsherr Alter (SPD)
Ratsfrau Dr. Carl (SPD)
Ratsherr Engelke (FDP)
Bürgermeister Hermann (SPD)
Ratsfrau Dr. Markowis (Bündnis 90/Die Grünen)
Beigeordneter Seidel (CDU)

Verwaltung:
Frau Yildiz Fachbereich Personal und Organisation
Herr Berger Fachbereich Personal und Organisation
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Tagesordnung:

I. Ö F F E N T L I C H E R   T E I L

1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung und 
Beschlussfähigkeit sowie Feststellung der Tagesordnung

2. EINWOHNERINNEN- und EINWOHNERFRAGESTUNDE

3. Genehmigung des Protokolls über die Sitzung am 16.11.2016

4. V E R W A L T U N G S V O R L A G E N

4.1. A N H Ö R U N G E N

4.1.1. Umstrukturierung einer Hortgruppe zu einer altersübergreifenden Gruppe mit 
Einzelintegration in der Kita "Große Haie"
(Drucks. Nr. 2375/2016)

4.2. A N H Ö R U N G  zum Haushalt 2017/2018

4.2.1. Haushaltssatzung 2017 / 2018
(Drucks. Nr. 1685/2016 mit 3 Anlagen)

4.2.1.1. Änderungsantrag zur Drucks. Nr. 1685/2016 (Haushaltsplanentwurf 
2017/2018),
hier: Aufteilung der eigenen Haushaltsmittel 2017 / Repräsentationsmittel des 
Stadtbezirksrates Südstadt-Bult
(Drucks. Nr. 15-2431/2016)

4.2.1.2. Zusammenfassung der Änderungsanträge - Gemeinsame Anträge von SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP, Anträge der CDU und Piratenpartei zu 
Drucks. Nr. 1685/2016 - Haushaltssatzung 2017/18
(Drucks. Nr. 15-2570/2016 mit 7 Anlagen)

5. A N F R A G E N

5.1. der CDU-Fraktion

5.1.1. Bauvorhaben Wiesenstraße 40 
(Drucks. Nr. 15-2410/2016)

5.1.2. Bauvorhaben Wiesenstraße 40 - Grundstückgrenzen
(Drucks. Nr. 15-2411/2016)

5.1.3. Bauvorhaben Wiesenstraße 40 - Umweltschutzgutachten
(Drucks. Nr. 15-2412/2016)

5.1.4. Bauvorhaben Wiesenstraße 40 - Einstellplätze
(Drucks. Nr. 15-2413/2016)

5.1.5. Unterrichtscontainer an den Schulen im Stadtbezirk Südstadt-Bult
(Drucks. Nr. 15-2414/2016)
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5.1.6. Parkverbote rund um das Bauprojekt am Altenbekener Damm 82
(Drucks. Nr. 15-2415/2016)

5.1.7. Sperrung der öffentlichen Toilette am Altenbekener Damm Nähe Maschsee
(Drucks. Nr. 15-2416/2016)

5.1.8. Sanierung der naturwissenschaftlichen Unterrichtsräume in der 
Tellkampfschule
(Drucks. Nr. 15-2418/2016)

5.2. der SPD-Fraktion

5.2.1. Vorfahrtsregelung in der Krausenstraße
(Drucks. Nr. 15-2424/2016)

6. Eigene Mittel des Integrationsbeirates Südstadt-Bult 

6.1. Zuwendungen auf Vorschlag des Integrationsbeirates Südstadt-Bult
(Drucks. Nr. 15-2545/2016)

7. A N T R Ä G E

7.1. Gemeinsame Anträge

7.1.1. Zuwendung aus den Eigenen Mitteln des Stadtbezirksrates
(Drucks. Nr. 15-2432/2016)

7.1.2. Radstreifen an der Weide
(Drucks. Nr. 15-2423/2016)

7.2. der CDU-Fraktion

7.2.1. Fahrbahnmarkierung auf der Alten Döhrener Straße
(Drucks. Nr. 15-2419/2016)

7.2.2. Installation von Fahrradbügeln am Courtyardhotel am Maschsee
(Drucks. Nr. 15-2420/2016)

7.2.3. Installation von Fahrradbügeln am der Allmersstraße Ecke 
Hildesheimerstraße
(Drucks. Nr. 15-2421/2016)

7.2.4. Versorgung der Bezirksratsmitglieder mit Tablet-Computern oder 
vergleichbaren Geräten
(Drucks. Nr. 15-2422/2016)

8. Bericht aus dem Integrationsbeirat

9. Bericht des Stadtbezirksmanagements

10. Informationen über Bauvorhaben
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I.  Ö F F E N T L I C H E R   T E I L

TOP 1.
Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgem äßen Einberufung und 
Beschlussfähigkeit sowie Feststellung der Tagesordn ung

Bezirksbürgermeister Pollähne  eröffnete die Sitzung und stellte die ordnungsgemäße 
Einberufung und Beschlussfähigkeit fest. Zur Tagesordnung wurde festgestellt, dass die 
Anfragen zu TOP 5.1.1., 5.1.2., 5.1.3. und 5.1.4. schriftlich beantwortet werden. TOP 10 
wird abgesetzt.
Die so festgestellte Tagesordnung wurde einstimmig genehmigt.

Bezirksbürgermeister Pollähne  verpflichtete im Nachgang zur konstituierenden Sitzung 
Bezirksratsfrau Krüger-Pöppelwiehe und Bezirksratsherrn Van Egmond.

TOP 2.
EINWOHNERINNEN- und EINWOHNERFRAGESTUNDE

Die Einwohnerinnen- und Einwohnerfragestunde wurde in der Zeit von 18:05 - 18:20 Uhr 
durchgeführt.

Es wurden folgende Themen angesprochen:
- Bauvorhaben Wiesenstraße - hier: Bürogebäude Mooksgang
- Geschwindigkeitsmesstafel Schlägerstraße

Der 1. Sprecher  nahm Bezug auf das Bürogebäude am Mooksgang 5 und auf die zu 
errichtenden 11 Stellplätze für das neue Bauvorhaben an der Wiesenstraße. Diese seien 
nach wie vor noch nicht gebaut worden. Die Anwohner der Wiesenstraße würden aufgrund 
der fehlenden PKW-Stellplätze große Parkschwierigkeiten haben. Es stelle sich die Frage, 
was mit der Verpflichtung, zusätzliche Einstellplätze zu schaffen, passiert sei.

Bezirksbürgermeister Pollähne wies darauf hin, dass die Tagesordnungspunkte zur 
Wiesenstraße abgesetzt worden seien und daher Fragen zu diesem Thema heute nicht 
beantwortet werden könnten.

Der 2. Sprecherin wollte wissen, wann die Anfrageantworten zur Wiesenstraße einsehbar 
seien.

Frau Yildiz  antwortete, dass diese binnen 10 Tagen über die Internetadresse der Stadt 
Hannover eingesehen werden können.

Der 3. Sprecher wollte wissen, ob das Bauabnahmeprotokoll zu Mooksgang 5 für die 
Bürgerinnen und Bürger einsehbar sei.

Bezirksbürgermeister Pollähne  antwortete, dass auch diese Frage derzeit nicht 
beantwortet werden könne. Es sei unwahrscheinlich, dass das Bauabnahmeprotokoll 
einsehbar sei.
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Der 3. Sprecher  nahm des weiteren Bezug auf die gelegentlich stattfindenden 
Veranstaltungen des NDR-Funkhauses und der damit verbundenen Parkproblematik an 
solchen Tagen. Bei der letzten Veranstaltung seien 31 Fahrzeuge widerrechtlich am 
Mooksgang 5 abgestellt worden, so dass ein Feuerwehrfahrzeug nicht hätte durchfahren 
können. Der Sprecher fragte, was der Bezirksrat gedenkt, in diesem Fall zu tun bzw. wie 
zukünftig die Parkplatzproblematik verhindert werden könne.

Bezirksratsherr Siekermann antwortete, dass neue Parkplätze nicht so einfach 
geschaffen werden könnten. Zu der geschilderten Problematik wies Bezirksratsherr 
Siekermann darauf hin, dass in solchen Fällen immer die Polizei benachrichtigt werden 
könne. Es handele sich aber um ein allgemein bekanntes Problem. Wenn 
Großveranstaltungen stattfinden, würde es immer zu Verstößen beim Parken kommen.

Bezirksratsherr Scholz ergänzte, dass die geschilderte Situation an der Stelle bekannt sei. 
Große Veranstaltungen des NDR würden in Bezug auf die Parkplatzsituation zu großen 
Belastungen der Anlieger führen. Für den ruhenden Verkehr sei das Ordnungsamt 
zuständig. Bezirksratsherr Scholz  bat die Verwaltung, dieses Anliegen der 
Fachverwaltung weiterzuleiten. Möglicherweise könnten die Kollegen nach Dienstende 
durch stichprobenartige Kontrollen die Situation entschärfen. 

Herr Berger  antwortete, dass die Parkplatzsituation sowohl im Stadtgebiet und im Stadtteil 
Südstadt bekannt sei. Aufgrund der personellen Kapazitäten sei es bis auf wenige 
Ausnahmen nicht möglich, in den Abendstunden bei solchen Veranstaltungen die 
Parkplatzsituation zu kontrollieren. Sobald eine konkrete Gefahr bestünde, würden das 
Ordnungsamt bzw. die Polizei auch sofort tätig werden.

Bezirksratsherr Scholz  erwiderte, dass es hier auch um Sicherheit gehe, besonders dann, 
wenn durch das seitliche Parken die Feuerwehrzufahrt blockiert werde.

Bezirksratsherr Niculescu  machte den Vorschlag, das Wachpersonal des NDR darum zu 
bitten, in solchen Fällen zu reagieren.

Der 3. Sprecher  informierte darüber, dass das Wachpersonal auch schon darauf 
angesprochen sei. 

Der 4. Sprecher nahm Bezug auf eine Leuchttafel auf der Schlägerstraße, die in der 
Zwischenzeit wieder abmontiert worden sei und wollte wissen, ob diese wieder an der Stelle 
angebracht werden würde oder ob es sich nur um eine Testphase gehandelt habe.

Bezirksbürgermeister Pollähne  antwortete, dass diese Messtafel nur temporär aufgestellt 
worden sei.

Der 4. Sprecher  wies zudem auf die Parkverbotsschilder an der Baustelle am 
Stephansplatz hin. Auf denen sei handschriftlich das Datum für die Dauer des Parkverbots 
geändert worden und der Sprecher  wollte wissen, ob die Schilder von der Verwaltung 
aufgestellt worden seien.

Herr Berger  antwortete, dass diese Schilder generell von der Straßenverkehrsbehörde 
aufgestellt würden. Nur in seltenen Fällen könnten dies auch von Privatpersonen mit einer 
Sondergenehmigung aufgestellt werden.

Bezirksbürgermeister Pollähne  schloss die Einwohnerinnen- und Einwohnerfragestunde 
um 18:20 Uhr.
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TOP 3.
Genehmigung des Protokolls über die Sitzung am 16.1 1.2016

Bezirksbürgermeister Pollähne  bat um Abstimmung der Protokolle von der Sitzung am 
16.11.2016.

Das Protokoll vom 16.11.2016 zur 45. Sitzung wurde mit 10 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen 
und 1 Enthaltung genehmigt. 

Das Protokoll zur konstituierenden Sitzung am 16.11.2016 wurde mit 20 Ja-Stimmen, 0 
Nein-Stimmen und 1 Enthaltung genehmigt.

TOP 4.
V E R W A L T U N G S V O R L A G E N

TOP 4.1.
A N H Ö R U N G E N

TOP 4.1.1.
Umstrukturierung einer Hortgruppe zu einer altersüb ergreifenden Gruppe mit 
Einzelintegration in der Kita "Große Haie"
(Drucks. Nr. 2375/2016)

Bezirksbürgermeister Pollähne stellte den Antrag vor.
Antrag,
zu beschließen,

· eine Hortgruppe der Kindertagesstätte „Große Haie“, Hildesheimer Str. 54, 30169 
Hannover mit 20 Hortplätzen in eine altersübergreifende Gruppe mit 9 Hortkindern 
und 10 Kindergartenkindern sowie einer Einzelintegration umzustrukturieren und

· dem Elternverein „Krabbe-l-ino e.V. Pädagogik für kleine und große Kinder“ als 
Träger der Einrichtung rückwirkend ab dem 01.08.2016, spätestens ab Erteilung der 
Betriebserlaubnis, laufende Beihilfen auf der Grundlage der DS Nr. 2735/1997 
"Förderung von Integrationsgruppen und Kindergruppen mit Einzelintegration - 
gemäß Anlage 2" und die laufende Förderung entsprechend der Richtlinie über die 
Förderungsvoraussetzungen und Förderungsbeträge für Kindertagesstätten in 
Trägerschaft von gemeinnützig anerkannten Vereinen zu gewähren.

Bezirksbürgermeister Pollähne bat um Abstimmung.

Einstimmig beschlossen.

TOP 4.2.
A N H Ö R U N G  zum Haushalt 2017/2018

Bezirksbürgermeister Pollähne erläuterte kurz das Verfahren zum Haushalt.

Bezirksratsherr Schmitz-Justen bat um eine 10-minutige Sitzungsunterbrechung.
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----------------------------------------Sitzungsunt erbrechung-----------------------------------------

TOP 4.2.1.
Haushaltssatzung 2017 / 2018
(Drucks. Nr. 1685/2016 mit 3 Anlagen)

Antrag,
die Haushaltssatzung für die Jahre 2017 und 2018 zu beschließen.

TOP 4.2.1.1.
Änderungsantrag zur Drucks. Nr. 1685/2016 (Haushalt splanentwurf 2017/2018),
hier: Aufteilung der eigenen Haushaltsmittel 2017 /  Repräsentationsmittel des 
Stadtbezirksrates Südstadt-Bult
(Drucks. Nr. 15-2431/2016)

Bezirksbürgermeister Pollähne stellte den Antrag vor.

Antrag
Der Stadtbezirksrat möge beschließen:
Aus den im Haushaltsplanentwurf 2017 für den Stadtbezirk Südstadt-Bult veranschlagten
Haushaltsmitteln im Ergebnishaushalt werden 1.000,00 Euro für Repräsentationsmittel des
Stadtbezirksrates ausgewiesen.

Bezirksratsherr Hauptstein wollte wissen, wofür die Repräsentationsmittel benötigt 
würden.

Bezirksbürgermeister Pollähne erklärte, dass die Repräsentationsmittel für kleinere 
Ausgaben des Bezirksbürgermeisters wie bspw. für Blumen, Kränze oder andere Art von 
Kleingeschenken, ohne vorherige Rücksprache mit dem Bezirksrat halten zu müssen, zur 
Verfügung stünden.

Bezirksbürgermeister Pollähne bat um Abstimmung.

Einstimmig beschlossen.

TOP 4.2.1.2.
Zusammenfassung der Änderungsanträge - Gemeinsame A nträge von SPD, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN, FDP, Anträge der CDU und Piratenpart ei zu Drucks. Nr. 1685/2016 - 
Haushaltssatzung 2017/18
(Drucks. Nr. 15-2570/2016 mit 7 Anlagen)

Antrag
Der Bezirksrat Südstadt-Bult beschließt die in der Anlage beigefügten Änderungsanträge 
(siehe Auflistung mit Einzelergebnissen) zum Haushaltsplanentwurf 2017/2018.

Die Einzelabstimmungen zu den Änderungsanträgen sind der Beratungsliste in der Anlage 
zu entnehmen.

Bezirksbürgermeister Po
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llähne stellte den Antrag vor und bat um Einbringung der 
Änderungsanträge zur Haushaltssatzung 2017.

Anschließend wurden die Änderungsanträge von den jeweiligen Antragstellern 
entsprechend der dem Protokoll als Anlage 1 anliegenden Beratungsliste eingebracht.
Die Einzelabstimmungen zu den Änderungsanträgen sind der Beratungsliste in der Anlage 
1 zum Protokoll zu entnehmen.

Der Bezirksrat Südstadt-Bult hat die Haushaltssatzung (Drucks. Nr. 1685/2016 mit 3 
Anlagen) mit den beschlossenen Änderungen (Drucks. Nr. 15-2570/2016 und Drucks. Nr. 
15-2431/2016) mit 15 Ja-Stimmen, 5 Nein-Stimmen und 0 Enthaltungen zur Kenntnis 
genommen.

TOP 5.
A N F R A G E N

TOP 5.1.
der CDU-Fraktion

TOP 5.1.1.
Bauvorhaben Wiesenstraße 40 
(Drucks. Nr. 15-2410/2016)

Die Kosten des Grundstücks und die derzeitigen Neubaukosten betragen derzeit 
mindestens 3.000,-- € pro qm Wohnfläche. Hier sind erhebliche Subventionen erforderlich.

Die westliche Bebauung der Wiesenstraße sieht eine 3-geschossige Bauweise vor, dieser 
ortsbildprägende Charakter muss aus städtebaulicher Sicht erhalten bleiben.

Wir fragen die Vewaltung:

1) Wie wird sichergestellt, dass tatsächlich 25 % der Wohnungen der Sozialbindung 
unterliegen und zum Mietpreis von 5,60 €/qm vermietet werden? 

2) Und für welchen Zeitraum gilt die Verpflichtung der Kostenmiete?

3) Wird die Verwaltung Einfluss darauf nehmen, dass die maximale Höhe von 3 
Geschossen gemäß rechtsverbindlichem „Durchführungsplan Nr. 189“ für eine 
Bebauung des Grundstücks Wiesenstraße 40 Berücksichtigung findet?

Wurde schriftlich beantwortet. 

Zu 1.:
Im Rahmen des noch anstehenden vorhabenbezogenen Bauleitplanverfahrens – bisher gibt 
es noch keinen politischen Beschluss – würde, wie bereits vielfach praktiziert, im 
Durchführungsvertrag geregelt, dass für 25 % der Wohnungen ein Antrag auf Förderung 
nach dem kommunalen Wohnraumförderprogramm zu stellen ist. 

Zu 2.:
Die Verpflichtungen für Mieten gelten gemäß der im Wohnraumförderprogramm der 
Landeshauptstadt Hannover formulierten Fördergrundsätze (DS 1724/2013). 

Zu 3.:



- 9 -

Der Durchführungsplan Nr. 189 setzt 3 Vollgeschosse mit der Möglichkeit eines 
Staffelgeschosses fest. Dies ist nach derzeitigem Planungsstand auch für die neue 
Bebauung beabsichtigt.

TOP 5.1.2.
Bauvorhaben Wiesenstraße 40 - Grundstückgrenzen
(Drucks. Nr. 15-2411/2016)

Wie dem rechtsverbindlichen „Durchführungsplan Nr. 189“ zu entnehmen ist, ist die 
Bebauung auf der westl. Seite der Wiesenstraße mehrere Meter von den 
Grundstücksgrenzen zurückgesetzt. Dieser ortstypische Charakter sollte unbedingt erhalten 
bleiben. Auf der westl. Seite der Wiesenstraße ist die vorhandene Bebauung ca. 4-5 Meter 
von den Grundstücksgrenzen zurückgesetzt. 

Wir fragen die Verwaltung:

1) Wird die bestehende ortstypische Bauflucht beibehalten werden? 

2) Gibt es bereits einen Termin mit der WGH /den Bezirksratsmitgliedern und 
interessierten Anwohnern zur Besprechung des aktuellen Standes des Bauprojektes?

Wurde schriftlich beantwortet.

Zu 1.:
Ortstypisch für die westliche Wiesenstraße ist eine in der Tiefe variierende Vorgartenzone, 
die auch in der geplanten Bebauung des Grundstückes Wiesenstraße 40 berücksichtigt 
wird.

Zu 2.:
Nein, es gibt noch keinen Termin.

TOP 5.1.3.
Bauvorhaben Wiesenstraße 40 - Umweltschutzgutachten
(Drucks. Nr. 15-2412/2016)

Bei den letzten beiden Bezirksratssitzungen wurde angekündigt, dass die 
Umweltschutzgutachten zügig in Auftrag gegeben werden. 

Wir fragen die Vewaltung:

1) Zu welchem Ergebnis ist der Sachverständige hinsichtlich des Baumbestandes 
gekommen?

2) Gibt es bereits weitere Gutachten zum Umweltschutz, zu den Tieren – bspw. 
Fledermäuse, Spechte, Nachtigallen und anderen Vögeln, zum Schall- und 
Lärmschutz sowie zur Verschattung der umliegenden Häuser?

3) Ist es möglich die Gutachten vor der nächsten Bezirksratssitzung bzw. vor dem 
Termin zur Vorstellung des Bauvorhabens durch die WGH (digital) zugänglich zu 
machen?

Wurde schriftlich beantwortet.
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Zu 1.:
Der Sachverständige kommt hinsichtlich des Baumbestandes zu folgendem Ergebnis: 
„Zusammenfassend ist festzustellen, dass es sich bei der überwiegenden Anzahl der 
untersuchten Solitärbäume auf dem Grundstück „Wiesenstraße 40“ sowie der Gehölze im 
Bereich des „Moocksgang“ und im Bereich des Parkplatzes „Rudolf-von-Bennigsen-Ufer“ 
um leicht eingeschränkt, vitale Bäume handelt. Im Rahmen der weiteren Bebauungsplanung 
wird empfohlen, die Einzelgehölze in Überdeckung mit den geplanten Baukörpern zu 
bringen. Grundsätzlich sollte angestrebt werden, die prägnanten Solitärgehölze im 
nord-östlichen und süd-östlichen Gartenteil, sowie im westlichen Gartenteil („Obstgarten“) 
dauerhaft zu erhalten. Hierzu wären grundsätzlich auch die Baum-Weide Nr. 732, sowie die 
Pyramiden-Pappel Nr. 739 zu zählen. Die in unmittelbarer Hausnähe stehenden Gehölze 
weisen Vorschäden auf, welche gegen einen dauerhaften Erhalt sprechen. Aus fachlicher 
Sicht wird empfohlen, die in der Gesamteinschätzung mit 4 bewerteten Gehölze als 
disponibel anzusehen, da die weitere Entwicklung als eingeschränkt beurteilt wird und ein 
Erhalt unter Kosten / Nutzen Aspekten problematisch einzuordnen ist. Die mit 3 bewerteten 
Gehölze zeigen ebenfalls vielfach eine eigeschränkte Vitalität oder Vorschäden, sodass 
diese in den Abwägungsprozess „Erhalt bzw. Fällung“ einbezogen werden sollten. 
Demgegenüber sind die weiteren Gehölze der Vitalitätsstufen 1 und 2 deutlich günstiger 
einzuschätzen. Hier sind bei Erhalt i.d.R. Kronenpflegeschnitte erforderlich, um einerseits 
die Entwicklung der Einzelgehölze zu verbessern und andererseits der im Rahmen der 
Verkehrssicherung erforderlichen Gefahrenabwehr zu genügen“ (siehe Baumpflegerisches 
Gutachten zur Beurteilung von 60 Bäumen auf dem Grundstück „Wiesenstraße 40, 
Moocksgang 5 sowie angrenzende öffentliche Flächen“).

Zu 2.:
Es gibt eine „Gutachterliche Erfassung von Vögeln und Fledermäusen im 
Untersuchungsgebiet „Wiesenstraße 40“ in Hannover – Südstadt im Jahr 2016“. 
Fertiggestellt ist auch das oben zitierte „Baumpflegerische Gutachten zur Beurteilung von 
60 Bäumen auf dem Grundstück „Wiesenstraße 40, Moocksgang 5 sowie angrenzende 
öffentliche Flächen“. Eine Verschattungsstudie ist in Arbeit. Die Erfordernis eines 
Lärmgutachtens wird im Laufe des Verfahrens geprüft. 

Zu 3.:
Es ist möglich, die vorliegenden und abgeschlossenen Gutachten vor der nächsten 
Bezirksratssitzung und vor dem Termin zur Vorstellung des Bauvorhabens durch die WGH 
digital zugänglich zu machen. Dies wird durch die Verwaltung geschehen, da sie im 
Rahmen von Bauleitplanverfahren die Auftraggeberin von Gutachten war.

TOP 5.1.4.
Bauvorhaben Wiesenstraße 40 - Einstellplätze
(Drucks. Nr. 15-2413/2016)

Ausgehend von einer Bürogebäude-Nutzfläche von ca. 1.200 qm - 1.500 qm, die sich aus 
dem vorliegenden Plan zur Grundstücksteilung Mooksgang 5/Wiesenstraße 40 ergibt, 
errechnet sich die Anzahl der erforderlichen Einstellplätze folgendermaßen: 1 Einstellplatz je 
30 – 40 qm Nutzfläche = 30 – 40 Einstellplätze gemäß Richtzahl der NBauO.

Die in der Baugenehmigung des Bürogebäudes Moocksgang 5 geforderten 11 Einstellplätze 
sind nachweislich nie ausgeführt worden. Das heißt, seit der Errichtung des Bürogebäudes 
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(ca. 1995) wurden die Stellflächen des öffentlichen Parkraumes seitens der Büronutzer 
belegt. Die langjährig unzumutbare Beanspruchung des öffentlichen Parkraumes muss 
beendet werden, sie ist so seitens der NBauO nicht vorgesehen. 
Bei einer Teilung des Grundstücks Wiesenstraße 40/Moocksgang 5 sind diese gemäß 
NBauO geforderten Einstellplätze auf dem Grundstück des Bürogebäudes vorzusehen und 
auszuführen 

Die Wiesenstraße ist sowohl bezüglich des fließenden als auch des ruhenden Verkehrs 
häufig überlastet. Die vorgeschlagene Planungsänderung könnte dazu beitragen diese 
Situation zu entschärfen, weil je 50% der Autofahrer die Wiesenstraße und 
Bürgermeister-Fink-Straße entlang fahren. Außerdem entfiel damit die zu erwartenden 
Belastungen der unmittelbaren Anwohner auf der gegenüberliegenden Straßenseite der 
Wiesenstraße.

Wir fragen die Verwaltung:

1) Wie kommt die Einstellplatzdifferenz zwischen 11 und 30 - 40 = 19 - 29 zustande?

2) Was wird die Bauverwaltung gegen die langjährige Abweichung von der 
Baugenehmigung des Bürogebäudes Moocksgang 5 bezüglich der nicht ausgeführten 
Einstellplätze unternehmen bzw. wie wird die Forderung aus der Baugenehmigung 
kurzfristig umgesetzt?

3) Sollte die neue Planung weiterhin eine Tiefgarage vorsehen fragen wir, ob die 
Verwaltung Einfluss darauf nehmen kann, dass die Erschließung der Tiefgarage über 
den Moocksgang angeordnet wird?

Wurde schriftlich beantwortet.

Zu 1.:
Zur Ermittlung der Anzahl der erforderlichen Stellplätze wird § 47 NBauO in Verbindung mit 
den Richtzahlen für den Einstellplatzbedarf in der Anlage der NBauO angewendet. Die 
Anzahl der Stellplätze wird nach der Nutzfläche ermittelt, wobei Verkehrsflächen, 
Nebenräume u.a. nicht angerechnet werden. Zudem fließt in die Berechnung auch mit ein, 
wie gut das Grundstück mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu erreichen ist und ggf. ob 
„Jobtickets“ den Mitarbeitern zur Verfügung gestellt werden. Für das Bürogebäude 
Moocksgang 5 wurde eine erforderliche Anzahl von 13 ermittelt.

Zu 2.:
Die in der Baugenehmigung des Bürogebäudes Moocksgang 5 geforderten 13 Einstellplätze 
wurden zwar nachgewiesen, aber nicht ausgeführt. Im Rahmen eines Verfahrens nach 
§ 79 NBauO wird zunächst der bestehende Sachverhalt geklärt, hierzu werden die 
Betroffenen in einem Schreiben angehört. Eine fundierte Entscheidung darüber, wie mit der 
Situation umgegangen wird, kann erst erfolgen, wenn die Antwort der Betroffenen geprüft 
wurde. 

Zu 3.:
Gegenwärtig werden verschiedene Varianten für die Zufahrt der Tiefgarage geprüft, 
darunter auch die Variante Moocksgang. 

TOP 5.1.5.
Unterrichtscontainer an den Schulen im Stadtbezirk Südstadt-Bult
(Drucks. Nr. 15-2414/2016)
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Bezirksratsherr Scholz  verlas die Anfrage:

Aufgrund des jahrzehntelangen Investitionsstaus der Stadt Hannover und der damit 
verbundenen mangelnden Sanierung und Erweiterung von Schulgebäuden, haben viele 
Schulen mit erheblichen Platzmangel zu kämpfen. Aus diesem Grund wurden an 
unterschiedlichen Schulstandorten Unterrichtscontainer aufgestellt. 

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Verwaltung:

1. An welchen hannoverschen Schulen sind im Stadtbezirk Südstadt-Bult aktuell wie 
viele Unterrichtscontainer aufgestellt? (bitte eine detaillierte Auflistung mit Datum der 
Aufstellung)

2. Plant die Stadt konkrete Maßnahmen, um den Raummangel an den Schulen im 
Stadtbezirk Südstadt-Bult langfristig ohne Unterrichtscontainer zu bewältigen? Wenn 
ja, welche? Wenn nein, wieso nicht?

3. Bis wann ist mit einem Abbau der jeweiligen Unterrichtscontainer im Stadtbezirk zu 
rechnen? (bitte eine detaillierte Auflistung)

Herr Berger  beantwortete die Anfrage wie folgt:

Die Landeshauptstadt Hannover verzeichnet eine dynamische Bevölkerungsentwicklung, 
die zu einem Anstieg der Kinderzahlen führt. Eine gleichmäßige Verteilung des 
Schüleraufkommens über das Stadtgebiet Hannover und  die einzelnen Schulstandorte ist 
dabei nicht gegeben. Dies führt zu einer ungleichmäßigen Auslastung von 
Grundschulstandorten und damit an einzelnen Standorten zu räumlichen Engpässen. Aus 
diesem Grund werden zur kurzfristigen Entlastung der räumlichen Situation mobile 
Raumeinheiten für Unterrichtszwecke installiert. 

Im Bereich der weiterführenden Schulen bestehen aktuell keine räumlichen Engpässe 
aufgrund der Schülerzahlen, denen mit der Aufstellung von mobilen Raumeinheiten 
begegnet wurde. Die mobilen Mensacontainer an der IGS Südstadt sind dem Konzept der 
Integrierten Gesamtschule als Ganztagsschule geschuldet. Es handelt sich um eine 
provisorische Lösung, die hinsichtlich des Umfangs und der Dauer unmittelbar mit der 
bevorstehenden Baumaßnahme verknüpft ist. Daher werden sie im Rahmen dieser Anfrage 
nicht benannt.

Zu den einzelnen Fragen nehmen wir wie folgt Stellu ng:

Zu 1.) Im Schuljahr 2016/17 sind an keiner Schule im Stadtbezirk Südstadt-Bult mobile 
Raumeinheiten als Unterrichtseinheiten installiert.

Zu 2.) Die Aufstellung mobiler Raumeinheiten stellt ein effektives und geeigentes Mittel dar, 
um auf einen kurz- bis mittelfristigen Raumfehlbedarf an einer Schule entsprechend zu 
reagieren. Von den Schulen erfolgten positive Rückmeldungen in Bezug auf die 
Beschaffenheit der mobilen Raumeinheiten sowie auf die kurzfistig umgesetzte räumliche 
Entlastung.

Im Bereich der Grundschulen wurde im Zusammenhang mit steigenden Schülerzahlen im 
Rahmen des Neubaus der GS Otfried-Preußler-Schule die Zügigkeit von drei auf viereinhalb 
Züge erhöht. 
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Ein weiteres schulplanerisches Instrument, um einer ungleichmäßgigen Verteilung des 
Schüleraufkommens auf einzelne Grundschulstandorte entgegenzuwirken, stellt die 
Veränderung von Grundschuleinzugsbereichen dar. 

Zu 3.) Wie unter Frage 1 dargelegt, stehen aktuell an den Schulen im Stadtbezirk 
Südstadt-Bult keine mobilen Raumeinheiten. 

Bezirksratsherr Weinem wollte wissen, ob aktuelll Container an der Tellkampfschule 
aufgestellt seien, um Sanierungsprobleme räumlich abfangen zu können.

Herr Berger  antwortete, dass dies zu diesem Zeitpunkt nicht bestätigt werden könne und 
machte den Vorschlag, die Information hierzu nachzureichen.

TOP 5.1.6.
Parkverbote rund um das Bauprojekt am Altenbekener Damm 82
(Drucks. Nr. 15-2415/2016)

Bezirksratsherr Scholz  verlas die Anfrage:

Zum Leidwesen der Anlieger ist werktags, und teilweise auch am Wochenende, das Parken 
rund um die Baustelle weiträumig eingeschränkt.

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Verwaltung:

1. Auf welcher Rechtsgrundlage erfolgten die Parkverbote?

2. Ist der Umfang der Parkverbote mit Blick auf den Umfang der Bauarbeiten und den 
Baustellenlieferverkehr nach Ansicht der Verwaltung angemessen?

3. Wann und wie gedenkt die Verwaltung die Parksituation für die Anlieger wieder zu 
verbessern?

Frau Yildiz  beantwortete die Anfrage wie folgt:

Zu 1.:
Rechtsgrundlage ist § 45 StVO

Zu 2.:
Die Verwaltung prüft bei jedem Antrag Umfang und Angemessenheit von
Verkehrsmaßnahmen. Für das umfangreiche Bauvorhaben Altenbekener Damm 82
wurden Haltverbote entlang der Grundstückgrenzen beantragt und genehmigt, was
dem üblichen Rahmen entspricht. Der Bedarf wurde vom Antragsteller plausibel
dargelegt. Durch die im Bereich Siemensstraße/An der Bismarckschule
vorherrschende Bebauung mit Reihenhäusern, welche überwiegend über
Garagen/Stellplätze verfügen, kann von einem für die Südstadt vergleichsweise
geringeren Parkdruck ausgegangen werden. Beantragte Erweiterungen der
bestehenden Haltverbotszonen wurden und werden nicht genehmigt.

Zu 3.:
Der Bedarf wird bei jedem der kommenden Bauabschnitte erneut geprüft und ggf. auf
das erforderliche Maß angepasst.
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TOP 5.1.7.
Sperrung der öffentlichen Toilette am Altenbekener Damm Nähe Maschsee
(Drucks. Nr. 15-2416/2016)

Bezirksratsherr Scholz  verlas die Anfrage:

Zum Leidwesen der Betroffenen ist die öffentliche Toilette seit geraumer Zeit, offensichtlich 
aufgrund von Bauarbeiten, gesperrt. 

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Verwaltung:

1. Warum dauert die Sperrung so lange?

2. Wann wird die Toilette wieder eröffnet?

3. Wie wird die Verwaltung sicherstellen, dass zukünftige Sperrungen von öffentlichen 
Toiletten  im Stadtbezirk möglichst kurz gehalten werden?

Frau Yildiz  beantwortete die Anfrage wie folgt:

Zu 1.:
Die Toilettenanlage wird derzeit grundsaniert und zum Ende des Jahres 2016 fertiggestellt 
sein. Da es sich bei dieser Grundsanierung um eine Totalsanierung des Gebäudes handelt, 
wie z.B. völlige Entkernung des Gebäudes bis auf das Rohmauerwerk sowie die 
Erneuerung der Grundleitung (Schmutz- und Trinkwasserleitungen sowie das elektrische 
Leistungssystem einschl. Gas- und Heizungsleitungen).

Zu 2.:
Die Toilettenanlage Altenbekener Damm wird in neuer zeitgemäßer Ausstattung ab 
02.01.2017 wieder in Betrieb gehen.

Zu 3.:
Bis auf die Toilettenanlage „Maschsee-Bootshaus“, welche in 2017 in ähnlichem Umfang 
saniert werden muss, sind gravierende Eingriffe in den Hannoverschen WC-Anlagen nicht 
geplant und erforderlich.  Bei Vandalismus sind nur kurzfristige Sperrungen für Reparaturen 
zu erwarten.

TOP 5.1.8.
Sanierung der naturwissenschaftlichen Unterrichtsrä ume in der Tellkampfschule
(Drucks. Nr. 15-2418/2016)

Bezirksratsherr Scholz  verlas die Anfrage:

In der Vergangenheit mussten die Schule und die interessierten Eltern und Schüler 
wiederholt die Sanierung der naturwissenschaftlichen Unterrichtsräume anmahnen. Im zu 
beratenden Haushaltsentwurf der Stadt Hannover sind Sanierungsmaßnahmen an Schulen 
vorgesehen, aber die Tellkampfschule ist nicht erwähnt.

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Verwaltung:

1. Sind die naturwissenschaftlichen Räume mittlerweile vollständig saniert?
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2. Wenn nicht, wann soll die Sanierung stattfinden?

3. Wenn die Sanierung nicht kurzfristig stattfinden soll, was ist der Grund dafür?

Frau Yildiz  beantwortete die Anfrage wie folgt:

Zu 1.:
Die Chemieräume einschließlich Sammlung und Vorbereitung wurden vollständig
saniert. Im Zuge dieser Sanierung wurden die Decken der im Geschoß darunter
liegenden Physikräume brandschutztechnisch ertüchtigt und das veraltete ansteigende
Gestühl eines Physikraums gegen eine zeitgemäße Möblierung ausgetauscht. Im Zuge
der Bauarbeiten wurden auch die Treppenräume zur Verbesserung des Brandschutzes
baulich voneinander getrennt.

zu 2. und 3.:
Im Rahmen der Umsetzung von G9 an der Tellkampfschule sollen auch für die
naturwissenschaftlichen Unterrichtsräume neue Raumkonzepte erarbeitet werden. Die
Planungen dazu sollen nach Ausschreibung der dazu erforderlichen
Planungsleistungen im kommenden Jahr beginnen und eine bedarfsgerechte
Neustrukturierung zu ermöglichen. 

TOP 5.2.
der SPD-Fraktion

TOP 5.2.1.
Vorfahrtsregelung in der Krausenstraße
(Drucks. Nr. 15-2424/2016)

Bezirksratsherr Gertz  verlas die Anfrage:

Die Krausenstraße ist vollständig als Tempo 30 - Zone ausgewiesen. Wenn die 
Lichtsignalisierung an der Kreuzung zur Schlägerstraße außer Acht gelassen wird, gilt hier 
nahezu vollständig die Rechts-vor-Links-Vorfahrtsregelung. Die einzige Ausnahme hiervon 
stellt die Einmündung in die Große Barlinge - von der Sallstraße kommend - dar. An dieser 
Stelle ist die Krausenstraße als Vorfahrtsstraße ausgewiesen.
Für die Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmer führt eine solche uneinheitliche 
Vorfahrtsregelung zu Irritationen und trägt zumindest zu einer erhöhten Unfallgefahr bei.

Wir fragen daher die Verwaltung:
1) Aus welchen Gründen ist die Vorfahrtsregelung an der Einmündung zur Großen Barlinge 
- von der Sallstraße kommend - gesondert geregelt?

2) Ist die einheitliche Ausweisung der Krausenstraße als durchgehende Vorfahrtsstraße 
unter Beibehaltung der geltenden Geschwindigkeitsbegrenzungen möglich? Falls nein, 
welche Voraussetzungen sind für eine einheitliche Vorfahrtsregelung notwendig?

Herr Berger  beantwortete die Anfrage wie folgt:

Zu 1.:
Die Einmündung Große Barlinge ist  baulich durch Bord und Gosse vom Fahrbahnteil
Krausenstraße getrennt. Bei der Straße „Große Barlinge“ handelt es sich somit um eine
untergeordnete Straße, sodass Fahrzeuge auf der Krausenstraße allein durch diese
bauliche Gestaltung bereits vorfahrtberechtigt sind. Fahrzeuge, die aus der Großen
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Barlinge in die Krausenstraße fahren, müssen den Gehweg überfahren, wodurch sich
Charakter einer Grundstücksausfahrt ergibt. Um diese gesetzliche Vorfahrtregelung zu
verdeutlichen,
wurde in der Großen Barlinge das Verkehrszeichen 205 StVO „Vorfahrt gewähren“
angeordnet. Verkehrsbeobachtungen haben gezeigt, dass diese Regelung nicht allen
Verkehrsteilnehmern bekannt ist. Deshalb erfolgte im Nachgang aus Gründen der Klarheit
und Eindeutigkeit verkehrlicher Regelungen und zur Verbesserung der Verkehrssicherheit
die Beschilderung mit dem Verkehrszeichen 301 StVO „Vorfahrt“ in der Krausenstraße vor
Einmündung Große Barlinge. Eine andere Vorfahrtregelung durch Beschilderung wäre
nicht zulässig. 

Zu 2.:
In Tempo 30 Zonen gilt grundsätzlich eine „Rechts-vor-Links“ Regelung, welche in der
Regel auch zu einer Entschleunigung des Verkehrs führt. An einzelnen Einmündungen
kann eine anderweitige Regelung getroffen werden.

TOP 6.
Eigene Mittel des Integrationsbeirates Südstadt-Bul t 

TOP 6.1.
Zuwendungen auf Vorschlag des Integrationsbeirates Südstadt-Bult
(Drucks. Nr. 15-2545/2016)

Stellv. Bezirksbürgermeister Meese stellte den Antrag vor.

Antrag,

1. Empfänger: Theater Flunderboll e.V.
Zuwendungsbetrag: 600,00,- €
Verwendungszweck: Projekt: Theater für Flüchtlinge

2. Empfänger: Flüchtlingswohnheime im Stadtbezirk Südstadt-Bult
Zuwendungsbetrag: bis zu 1.500,00,- €
Verwendungszweck: Weihnachtsgeschenke für Flüchtlingskinder

Bezirksratsherr Hauptstein  erklärte, dass die Zuwendung unter der Nummer zwei 
grundsätzlich eine gute Idee sei, gab aber zu bedenken, dass es neben den 
Flüchtlingskindern auch andere, bedürftige Kinder in der Stadt Hannover gebe, die in Armut 
leben würden. Bezirksratsherr Hauptstein  wollte wissen, ob der Bezirksrat oder die 
rotgrüne Mehrheit auch an solche Kinder denke.

Stellv. Bezirksbürgermeister Meese  antwortete, dass es sich bei diesem Antrag nicht um 
einen rotgrünen Antrag handele, sondern ein Vorschlag des Integrationsbeirates 
Südstadt-Bult sei, dem der Bezirksrat folgen könne. Es handele sich hierbei um Mittel des 
Integrationsbeirates, welches zum Zwecke der Integration für solche Vorhaben zur 
Verfügung gestellt werden könne.

Bezirksbürgermeister Pollähne  bat um Abstimmung.

Mit 18 Stimmen dafür, 0 Stimmen dagegen, 1 Enthaltung beschlossen.

TOP 7.
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A N T R Ä G E

TOP 7.1.
Gemeinsame Anträge

TOP 7.1.1.
Zuwendung aus den Eigenen Mitteln des Stadtbezirksr ates
(Drucks. Nr. 15-2432/2016)

Bezirksratsherr Schmitz-Justen  stellte den Antrag vor.

Antrag
Der Stadtbezirksrat möge beschließen :
Dem Hannoverschen Show Ensemble e.V. werden für sein Projekt Revue-Show „Musik 
Karussell“  600,00 € aus eigenen Mitteln des Bezirksrates bewilligt.

Bezirksbürgermeister Pollähne bat um Abstimmung.

Mit 18 Stimmen dafür, 0 Stimmen dagegen, 2 Enthaltungen beschlossen.

TOP 7.1.2.
Radstreifen an der Weide
(Drucks. Nr. 15-2423/2016)

Bezirksratsherr Scholz  stellte den Antrag vor.

Antrag
Der Bezirksrat möge beschließen:
Die Verwaltung wird gebeten, den Radstreifen zum Radaufstellstreifen (ARAS) vor der
Ampel an der Weide zu verlängern.

Bezirksbürgermeister Pollähne bat um Abstimmung.

18 Stimmen dafür, 0 Stimmen dagegen, 2 Enthaltungen

TOP 7.2.
der CDU-Fraktion

TOP 7.2.1.
Fahrbahnmarkierung auf der Alten Döhrener Straße
(Drucks. Nr. 15-2419/2016)

Bezirksratsherr Scholz  stellte den Antrag vor.

Antrag
Der Bezirksrat möge beschließen:
Auf der Alten Döhrener Straße wird in Fahrtrichtung Norden (stadteinwärts) vor der 
Kreuzung Geibelstraße die Haltemarkierung neu aufgebracht. 

Bezirksbürgermeister Pollähne bat um Abstimmung.
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Einstimmig beschlossen

TOP 7.2.2.
Installation von Fahrradbügeln am Courtyardhotel am  Maschsee
(Drucks. Nr. 15-2420/2016)

Bezirksratsherr Scholz  stellte den Antrag vor.

Antrag
Der Bezirksrat möge beschließen:
Die Verwaltung wird aufgefordert links neben dem Eingang des Courtyardhotels gegenüber 
des Maschseepavillions in angemessener Zahl zu installieren.

Bezirksratsherr Kluck  machte darauf aufmerksam, dass dieser Antrag auch von den
Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gestellt und von der Verwaltung abgelehnt
worden sei, daher werde diesem Antrag nicht zugestimmt.

Bezirksbürgermeister Pollähne bat um Abstimmung.

Mit 8 Stimmen dafür, 11 Stimmen dagegen, 1 Enthaltung abgelehnt.

TOP 7.2.3.
Installation von Fahrradbügeln am der Allmersstraße  Ecke Hildesheimerstraße
(Drucks. Nr. 15-2421/2016)

Bezirksratsherr Scholz  stellte den Antrag vor.

Antrag
Der Bezirksrat möge beschließen:
Die Verwaltung wird aufgefordert in der Allmersstraße Ecke Hildesheimerstraße eine 
angemessene Anzahl Fahrradbügel zu installieren.  

Bezirksbürgermeister Pollähne bat um Abstimmung.

18 Stimmen dafür, 0 Stimmen dagegen, 2 Enthaltungen

TOP 7.2.4.
Versorgung der Bezirksratsmitglieder mit Tablet-Com putern oder vergleichbaren 
Geräten
(Drucks. Nr. 15-2422/2016)

Bezirksratsherr Scholz  stellte den Antrag vor.

Antrag
Der Bezirksrat möge beschließen:
Die Verwaltung wird aufgefordert den Bezirksratsmitgliedern des Stadtbezirksrates 
Südstadt-Bult auf Wunsch Tablet-Computer oder vergleichbare Geräte für die 
Bezirksratsarbeit zur Verfügung zu stellen.

Bezirksratsherr Kluck erklärte, dass die Versorgung der Bezirksratsmitglieder 
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kostentechnisch keinen unwesentlichen Faktor darstelle. Es stelle sich die Frage, warum 
diesen Antrag nicht als Haushaltsantrag eingebracht worden sei. Des Weiteren dürfe nicht 
außer Acht gelassen werden, dass die Fluktuation in den Stadtbezirksräten sehr hoch sei. 
Jeder Tabletempfänger müsse für den Umgang mit der Software, welches auf den Tablets 
installiert werde, geschult werden müsse. Die Tablets müssten so gehandhabt werden, dass 
es den vorgeschriebenen Sicherheitsansprüchen entspreche. Ein Wechsel der Mandate 
führe daher immer wieder dazu, dass die Geräte wieder auf „null“ gesetzt werden müssten, 
um evtl. geladene private Information bzw. Daten löschen zu können. Dies stelle einen 
großen Verwaltungsaufwand dar. 

Bezirksratsherr Scholz  machte darauf aufmerksam, dass es Bezirksratsausweise mit 
einem Chip gegeben haben soll. Es sei damals in Aussicht gestellt worden, Drucksachen 
etc. möglicherweise auch elektronisch zu versenden. Dies sei nicht umgesetzt worden. 
Durch die Digitalisierung würden Unmengen an Papier gespart werden.

Bezirksratsherr Jeng  wies darauf hin, dass in vielen Räten in Niedersachsens Tablets 
eingeführt worden seien. In diesen Räten wurden solche Anträge nicht aus Kostengründen 
abgelehnt, sondern eine Analyse durchgeführt, wann ein entsprechender Kostenansatz 
eingerichtet werden könne. 

Bezirksratsherr Kluck  entgegnete, dass aus technischen Gründen die Sicherheit 
betreffend in naher Zukunft kein System eingerichtet werden könne, wonach es möglich 
sein sollte, über Endgeräte mittels einer Chipkarte auf das Informationssystem der Stadt 
Hannover zugreifen zu können. Hierzu sei das datenschutzrechtliche Risiko einfach zu 
groß.

Bezirksratsherr Niculescu schloss sich der Argumentation an, dass dadurch mehr Papier 
gespart werden würde. Es biete sich im Übrigen an, eine Option einzurichten, durch das 
nach Bedarf Drucksachen o.ä. entweder in Papierform oder in digitaler Form erhalten 
werden können.

Bezirksbürgermeister Pollähne bat um Abstimmung.

Mit 14 Stimmen dafür, 5 Stimmen dagegen, 1 Enthaltung beschlossen.

TOP 8.
Bericht aus dem Integrationsbeirat

Stellv. Bezirksbürgermeister Meese  berichtete u. a. darüber, dass der Integrationsbeirat 
in seiner letzten Sitzung zwei Zuwendungsanträgen zugestimmt habe.
Zudem habe es Informationen seitens der Verwaltung über die Flüchtlingssituation im 
Stadtbezirk Südstadt-Bult und einen kurzen Bericht über die Delegiertenkonferenz der 
Integrationsbeiräte gegeben.
Des Weiteren sei über eine Resolution über die Situation in der Türkei in Bezug auf die 
Menschenrechte diskutiert worden. Dies werde auch Thema in der nächsten Sitzung des 
Integrationsbeirates sein.

TOP 9.
Bericht des Stadtbezirksmanagements

Herr Berger  berichtete u.a. über folgenden Themen:
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Herr Berger berichtete, dass der Kinderbezirksrat Ende November erfolgreich in der 
Ottfired-Preußler-Schule durchführt wurde. Es wurden in der Kinderbezirksratssitzung, die 
von Bezirksbürgermeister Pollähne geleitet wurde, insgesamt 18 von den Schülerinnen und  
Schülern selbst erarbeitete Anträge, beraten. 14 der Anträge wurden mehrheitlich 
beschlossen (Protokoll wurde bereits versandt.).

Die Stadtverwaltung hat in den vergangenen Wochen sämtliche 147 öffentlichen Bolzplätze 
im Stadtgebiet und die 97 Bolzflächen auf Schulanlagen auf ihre Verkehrssicherheit 
überprüft. Anlass ist ein Gerichtsurteil des Oberlandesgerichts Celle: Danach ist die Stadt 
Hannover angehalten, bei Bolzplatzbelägen hinsichtlich der Verkehrssicherheit deutlich 
engere Bewertungsmaßstäbe anzulegen als bisher. 

Die Verwaltung bedauert die vorübergehenden Sperrungen und Einschränkungen und 
arbeitet auch in den kommenden Wochen daran, nach und nach weitere Plätze zu 
bearbeiten und wieder freizugeben. Ziel ist es, dass ein Großteil der Bolzplätze bis zum 
Beginn der "neuen Saison" im Frühjahr wieder nutzbar ist, jedoch ist dies auch von der 
Witterung abhängig. Der stark frequentierte Bolzplatz am Stephansplatz soll noch vor 
Weihnachten freigegeben werden.

Herr Berger  verteilte an alle Interessierten Interkulturelle Kalender und kleine 
Taschenkalender vom Jugendschutz sowie Hannover Pins.

TOP 10.
Informationen über Bauvorhaben
Abgesetzt

Bezirksbürgermeister Pollähne schloss den öffentlichen Teil der Sitzung um 20.40 Uhr.

für das Protokoll:

Lothar Pollähne Funda Yildiz
Bezirksbürgermeister Bezirksratsbetreuerin
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